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„Die zuständige Aufsichtsbehörde hat 
den Bau eines Kohleheizkraftwerks auf 
der Ingelheimer Aue genehmigt. Ge-
mäß den bisherigen Gerichtsbeschlüs-
sen spricht nichts gegen einen soforti-
gen Baubeginn. Wenn das Unterneh-
men jetzt diese rechtsstaatlichen Be-
scheide umsetzt, kann ich darin keinen 
Skandal erkennen. Der einzige Skandal 
in diesem Zusammenhang sind die per-
manenten Skandalisierungsversuche 
durch Frau Hinninger.“  
 
Mit diesen Worten reagiert Bernhard 
Lorenz, Vorsitzender der CDU-Rat-
hausfraktion, auf die Kritik der GRÜ-
NEN-Vorstandssprecherin, Christiane 
Hinninger. 
 
„Es geht mir nicht um die politischen 
Inhalte, die Frau Hinninger vertritt. 
Mich stört die Art, wie sie rechtsstaat-
liche Verfahren zu diskreditieren ver-
sucht“, differenziert Lorenz seine Kri-
tik. Inhaltlich bleibe es bei dem Be-
schluss der Wiesbadener Stadtverord-
netenversammlung vom März 2008: 
Wiesbaden spricht sich „insbesondere 
aus ökologischen Gründen gegen den 
Bau des geplanten Kohlekraftwerks 
auf der Ingelheimer Aue aus“. Zur 
Wahrung der Interessen Wiesbadens 
hat Umweltdezernentin Rita Thies eine 
41seitige Stellungnahme zu Fragen der 
Immissionen und des Wasserrechts 
vorgelegt. Das Projekt werde auch 
weiterhin, bis zur letzten Instanz, 
rechtsstaatlich begleitet. 
 
„Frau Hinninger weigert sich, die Ord-
nung eines rechtsstaatlichen Verfah-
rens anzuerkennen. Sie akzeptiert nur 
die eigene Meinung. Dabei hat sie je-
des Maß für den gesetzlichen Rahmen, 
demokratische Prozesse und politische 
Kultur verloren. Mittlerweile betreibt 
sie mit ihren Angriffen gegen die 
KMW eine hysterische Hexenjagd“, 
wirft Bernhard Lorenz seiner politi-
schen Mitbewerberin vor.  
 
Entgegen des Rates aller Rechtssach-
verständigen habe sie ihrer Fraktion 
befohlen, mit Rot-Rot den Rechtsbruch 
zu beschließen und gegen den Ober-
bürgermeister zu klagen. Der Verwal-

tungsgerichtshof in Kassel hat mit ei-
nem unanfechtbaren Beschluss diesen 
Irrweg beendet. 
 
Frau Hinninger werfe den Kraftwerken 
Mainz Wiesbaden (KMW) vor, den 
Bau eines Kohleheizkraftwerkes ge-
heimniskrämerisch zu betreiben. „Die 
einzige, die sich einem offenen Dialog 
verweigert hat, ist Frau Hinninger“, so 
Lorenz.  
 
Der Gesprächskreis Ingelheimer Aue 
habe seit der ersten Sitzung im Som-
mer 2008 sechs Mal getagt. Hinzu kä-
men die Informationsstände vom Okto-
ber bis Dezember 2008. Diese seien 
ergänzt worden durch vier Bürgerver-
anstaltungen. Im Juni sei ein öffentli-
ches Hearing im Sitzungssaal der 
Stadtverordnetenversammlung geplant. 
„Hierzu lade ich Frau Hinninger aus-
drücklich ein. Bisher hat sie sich stets 
einer sachlichen Auseinandersetzung 
verweigert, weil ihre Argumente einer 
kritischen Überprüfung nicht standhal-
ten“, freut sich Bernhard Lorenz auf 
einen Meinungsaustausch mit der 
GRÜNEN-Politikerin.  
 
Die CDU bleibe bei ihrer Gegnerschaft 
gegenüber fossilen Energienträgern. 
Für eine Übergangszeit könne man 
aber darauf nicht verzichten. „Einge-
denk dessen ist die CDU froh, dass 
KMW mit ihrem Engagement viele 
hundert Arbeitsplätze in der Region 
erhält“, stellt Bernhard Lorenz fest.  
 
„Mit der Nutzung des Biogaskraft-
werks Wicker, mit dem beschlossenen 
Bau und Betrieb eines Biomassekraft-
werks auf der Deponie Dyckerhoff und 
mit der dortigen Photovoltaikanlage 
erreichen wir das Ziel der Koalition, 
den Anteil der erneuerbaren Energien 
an der verbrauchten Energie (Primär-
energie) auf 20 % zu erhöhen, ohne 
dass die GRÜNE Partei etwas dazu 
beigetragen hätte. Damit haben ESWE 
und ELW in einem Jahr mehr für die 
Ökologie getan als Frau Hinninger in 
ihrer gesamten Amtszeit als Umwelt-
dezernentin.“ 
 
Mehrheitsentscheidungen akzeptiere 

Frau Hinninger nur dann, wenn die 
Mehrheit ihr folge. Sie sehe sich als 
die alleinige Personifizierung des ge-
sunden Volksempfindens.  
 
Dabei habe eine Forsa-Umfrage erge-
ben, dass 59% der Befragten dem Bau 
des Kohleheizkraftwerks zustimmen 
oder keine Alternative hierzu sehen. 
Einerseits lehne sie das imperative 
Mandat ab, andererseits spreche sie 
von einem Fehlverhalten, wenn die frei 
gewählten Stadtverordneten der GRÜ-
NEN Fraktion Beschlüsse von Zufalls-
mehrheiten auf GRÜNEN Mitglieder-
versammlungen nicht sklavisch um-
setzten.  
 
„Die GRÜNEN wurden bei der letzten 
Kommunalwahl von ca. 10.000 Wies-
badenerinnen und Wiesbadenern ge-
wählt. Von denen hat die GRÜNE 
Fraktion ihre demokratische Legitima-
tion. Nicht von ihren 170 Mitgliedern 
bzw. von den 15 Prozent, die an Kreis-
mitgliederversammlungen teilneh-
men“, kritisiert der CDU-Politiker das 
mangelnde Demokratieverständnis von 
Hinninger. 
 
Frau Hinninger berufe sich fortwäh-
rend auf die basisdemokratische Tradi-
tion ihrer Partei. Dabei übersehe sie, 
dass auch die Fraktionsmitglieder zu 
dieser Basis gehören, wobei diese sich 
ständig mit allen kommunalpolitischen 
Themen beschäftigten, während die 
Mitglieder aufgrund der Stimmung an 
einem Abend in einem Einzelfall eine 
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Entscheidung fällten. „Frau Hinninger 
entzieht sich der Diskussion mit An-
dersdenkenden.  
 
Stattdessen organisiert sie Mehrheiten 
ihrer Gefolgstreuen und fordert an-

schließend bei den Unterlegenen, aber 
nicht Überzeugten, widerspruchslose 
Gefolgschaft ein.  
 
Das hat mit Basisdemokratie oder De-
mokratie nichts zu tun. Das ist eine 

Parteiführung nach dem Prinzip von 
Befehl und Gehorsam in der sektiereri-
schen Manier alter K-Gruppen“, stellt 
Bernhard Lorenz abschließend fest. 
 

(red) 

VGH bestätigt Rechtsauffassung der 
städtischen Juristen / Antrag rot-rot-
grüner Parlamentsmehrheit abgewie-
sen 
 
„Der unanfechtbare Beschluss des 
Hessischen Verwaltungsgerichtshofes 
(VGH) im Verwaltungsstreitverfahren 
zwischen der Stadtverordnetenver-
sammlung und dem Oberbürgermeister 
ist an Klarheit nicht zu überbieten: Die 
Rechtsauffassung der städtischen Juris-
ten wurde de facto zu 100 Prozent bes-
tätigt.“ Mit diesen Worten reagiert 
Bernhard Lorenz, auf den VGH-
Beschluss vom 06. Mai. 
 
Eine rot-rot-grüne Mehrheit in der 
Stadtverordnetenversammlung hatte im 
September 2008 beantragt, über die 
Hauptversammlungen der ESWE Ver-
sorgung bzw. der Kraftwerke Mainz 
Wiesbaden (KMW) die Vorstände der 
Aktiengesellschaften anzuweisen, alle 
Planungsarbeiten zum Bau des Kohle-
heizkraftwerks auf der Ingelheimer 
Aue zu stoppen.  
 
Städtische Juristen hatten von Beginn 
an Recht 
 
Die Juristen der Stadt, der Hessische 
Städtetag und der Rechtsvertreter des 
Oberbürgermeisters hatten dieses An-
sinnen für rechtswidrig gehalten. Der 
VGH ist dieser Auffassung nun ge-
folgt. „Es hat sich gezeigt, dass die 
hoch kompetenten Juristen auf Seiten 
der Stadt von Anfang an Recht hatten. 
Namentlich darf ich den Leiter des 
Amtes der Stadtverordnetenversamm-
lung, Herrn Dr. Jörn Heimlich, und 
den Leiter des städtischen Rechtsam-
tes, Herrn Hans Muth nennen“, lobt 
Lorenz, selbst  Rechtsanwalt, den ju-
ristischen Sachverstand seiner Kolle-
gen. 
 

Andere Beschlusspunkte des rot-rot-
grünen Antrages habe das Verwal-
tungsgericht Wiesbaden im Januar 
2009 nicht im Eilverfahren „kassieren“ 
wollen, weshalb diese beim VGH in 
Kassel gelandet seien.  
 
Hierzu gehörte unter anderem die For-
derung, KMW als regionales Energie-
unternehmen solle zukünftig nicht 
mehr profitabel geführt werden dürfen.  
 
Aktienrecht steht im Abwägungspro-
zess höher als politische Erwägung 
 
Das VGH habe nun unanfechtbar fest-
gestellt, dass die Gemeindevertretung 
dem Magistrat grundsätzlich anweisen 
dürfe, wie deren Vertreter sich in Auf-
sichtsräten aufgrund politischer Erwä-
gungen verhalten sollten, dass aber das 
höher stehende Aktienrecht der eigen-
verantwortlichen und weisungsfreien 
Entscheidung der Aufsichtsratsmitglie-
der einen Vorrang einräume.  
 
„Der Verwaltungsgerichtshof hat die 
Tür, die er von außen kommunalrecht-
lich öffnete, nun von innen aktien-
rechtlich versperrt“, versucht der Uni-
onspolitiker den Beschluss zu verdeut-
lichen. 
 
Der unanfechtbare VGH-Beschluss 
zeige außerdem, dass sich auch die 
Vorsteherin der Stadtverordnetenver-
sammlung, Angelika Thiels, vollkom-
men tadellos verhalten habe. Zunächst 
habe sie sich geweigert, den offen-
sichtlich rechtswidrigen Antrag von 
Rot-Rot-Grün auf die Tagesordnung zu 
nehmen.  
 
Verhalten der Stadtverordnetenvorste-
herin im Verfahren war völlig korrekt 
 
Als das Verwaltungsgericht Wiesba-
den entschieden habe, die Stadtverord-

netenversammlung dürfe auch Rechts-
widriges beschließen, habe Angelika 
Thiels die Beratung des rot-rot-grünen 
Antrages zugelassen. „Nach dem 
VGH-Beschluss wissen wir: Die Stadt-
verordnetenvorsteherin hat sich nicht 
nur formal, sondern auch in der Sache 
vollkommen richtig verhalten“, dankt 
Lorenz der Parlamentschefin für ihre 
souveräne Amtsführung. 
 
Weigerung des Oberbürgermeisters 
hat Schaden abgewendet 
 
Auch Oberbürgermeister Dr. Helmut 
Müller gebühre Dank: Mit seiner zwei-
maligen Weigerung, den rechtswidri-
gen Beschluss von Rot-Rot-Grün um-
zusetzen, habe der Oberbürgermeister 
Schaden von der Stadt und ihren Bür-
gerinnen und Bürgern abgewendet.  
 
Es sei bedauerlich, wenn zwei Instan-
zen der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
mehr als ein halbes Jahr benötigten, 
um am Ende ein Ergebnis zu verkün-
den, zu dem die Juristen der Stadt be-
reits nach kurzer Prüfung gekommen 
seien.  
 
Das Verwaltungsgericht Wiesbaden 
habe sich in beiden Verfahren nicht 
mit Ruhm bekleckert. Dem VGH sei 
wenigstens zugute zu halten, dass er 
am Ende seine Höhenflüge im Kom-
munalrecht doch noch aktienrechtlich 
eingefangen hat.  
 
„Alles in allem wurden genug Zeit und 
Steuergelder verschwendet, um von 
Gerichten Selbstverständliches feststel-
len zu lassen. Wir sollten die aussichts-
lose Klage im Hauptverfahren zurück-
ziehen. Die CDU wird das beantra-
gen“, stellt Bernhard Lorenz abschlie-
ßend in Aussicht. 
 

(red) 
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kpv-Arbeitskreis „Große Städte“ zu 
Gast in Wiesbaden / Domäne Mecht-
hildshausen positives Beispiel kom-
munaler Beschäfttigungsförderung 
 
Die Domäne Mechthildshausen nimmt 
unter den auf ökologischer Basis arbei-
tenden landwirtschaftlichen Betrieben 
eine Sonderstellung ein: zum einen als 
Pionier des ökologischen Landbaus mit 
bald 20-jähriger Erfahrung; zum ande-
ren als Teil der "Wiesbadener Jugend-
werkstatt" (WJW).  
 
Die vor 25 Jahren mit dem Ziel der 
Arbeitsmarktintegration schwer ver-
mittelbarer Jugendlicher gegründete 
Ausbildungs- und Beschäftigungsge-
sellschaft ist heute zentraler Bestand-
teil der kommunalen Beschäftigungs-
förderung, die die Stadt als größte der 
bundesweit 69 Optionskommunen in 
eigener Regie betreibt.  
 
Für den kpv-Arbeitskreis "Große Städ-
te" Grund genug, das Vorzeigeunter-
nehmen im Rahmen ihrer Wiesbadener 
Arbeitstagung im April unter fachkun-
diger Führung des ehrenamtlichen Ge-
schäftsführers Jörg Bourgett (ehem. 
SPD-Stadtrat) und des Vorsitzenden 
des WJW-Aufsichtsrats, Wirtschafts-
dezernent Detlev Bendel, selbst in Au-
genschein zu nehmen.  
 
Die Stadt ist alleiniger Gesellschafter 
des Unternehmens. Unternehmens-
zweck ist es, benachteiligte Jugendli-
che auszubilden und Langzeitarbeitslo-

se wieder in das Berufsleben zu integ-
rieren. Entstanden ist die WJW im 
parteiübergreifenden Konsens der 
Wiesbadener Kommunalpolitik vor 
dem Hintergrund der Arbeitsmarkt- 
und Ausbildungsplatzkrise Anfang der 
1980er Jahre.  
 
1984 zunächst als reine Ausbildungs-
gesellschaft gegründet, hat das Unter-
nehmen seine Tätigkeit später auf die 
Durchführung von Beschäftigungs-
maßnahmen ausgedehnt. Die WJW ist 
als gemeinnützig anerkannt und betä-
tigt sich nichtwirtschaftlich im Sinne 
der Hessischen Gemeindeordnung. 
Aktuell macht der Betrieb folgende 
Angebote: 
 
- Berufsausbildung Jugendlicher und 

Erwachsener, 
- Beschäftigung von Sozialhilfeemp-

fängern in regulären Arbeitsverhält-
nissen, 

- Berufsausbildung und Beschäfti-
gung Behinderter, 

- Fortbildung in Übungswerkstätten, 
Umschulungen, 

- verschiedene Maßnahmen zur Be-
rufsvorbereitung und Arbeitsbe-
schaffung. 

 
Die WJW zeichnet aus, sich nicht dar-
auf zu beschränken, nur als Dienst-
leister von der Sozial- bzw. Arbeitsver-
waltung finanzierte Ausbildungs- oder 
Qualifizierungsmaßnahmen abzuwi-
ckeln. In den Grenzen der Gemeinnüt-
zigkeit agiert der Öko-Hof Domäne 

Mechthildshausen nach dem Vorbild 
eines privatwirtschaftlichen Unterneh-
mens. Auf diese Weise werden zusätz-
liche Angebote zur Arbeitsmarktinteg-
ration gemacht.  
 
Die am Markt erzielten Überschüsse 
werden investiert. Das kontinuierliche 
Wachstum versetzt das Unternehmen 
in die Lage, die finanziellen Auswir-
kungen von Änderungen der Arbeits-
marktgesetzgebung - sei es bei den 
Hartz-Reformen oder der zu Jahresbe-
ginn in Kraft getretenen Neuausrich-
tung arbeitsmarktpolitischer Instru-
mente - weitgehend unbeschadet ab-
fangen zu können. 
 
Seit 1987 hat die Jugendwerkstatt die 
Domäne Mechthildshausen vom Land 
Hessen in unmittelbarer Nähe zum US-
Militärflughafen Erbenheim gepachtet. 
Wo vor 60 Jahren die Rosinenbomber 
Richtung Berlin starteten, wird nach 
dem Umzug von Heidelberg nach 
Wiesbaden das Hauptquartier der US-
Armee in Europa eine neue Heimat 
finden.  
 
Unter der Ägide der WJW hat sich das 
traditionsreiche Hofgut zu einem Bio-
Bauernhof mit insgesamt 650 Hektar 
Nutzfläche und mehreren hundert Mit-
arbeitern gemausert. Die Produkte 
(nach ökologischen Grundsätzen er-
zeugtes Fleisch und Wurstwaren, 
Milchprodukte und Käsespezialiäten 
sowie Obst und Gemüse) werden 
selbst vermarktet.  
 
Das geschäftige Treiben auf dem Do-
mänengelände hat der kpv-Delegation 
einen Eindruck von der großen Anzie-
hungskraft vermittelt, die die Domäne 
auf Kundschaft aus der gesamten 
Rhein-Main-Region ausübt. An Sams-
tagen gehören Verkehrsstaus auf der 
Zufahrtsstraße zum Alltag. Sobald der 
Besucher aber durch das Torhaus auf 
die Domäne gelangt, scheint er in eine 
Welt einzutauchen, in der alles noch in 
Ordnung ist.  
 
Auf dem Innenhof grünt und blüht es, 
dass sich der Betrachter in einem bota-
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nischen Garten wähnt. Gesundheitsbe-
wusste wie kulinarisch verwöhnte Zeit-
genossen finden im Hofladen, der sei-
nem Namen zum Trotz als großzügige 
Markthalle daher kommt, alles, was 
das Herz begehrt. Im angeschlossenen 
Domänen-Restaurant, dessen mediter-
ranes Flair durch üppigen Blumen-
schmuck unterstrichen wird, werden 
fast ausschließlich selbst erzeugte Le-
bensmittel verarbeitet. Hinzu kommen 
ein Catering-Service und das Gäste-
haus. 
 
Zu den prominenten Besuchern der 
Domäne gehört auch der britische 
Thronfolger, Prinz Charles. Der dem 
natürlichen Leben zugeneigte Monarch 
hat sich die Zeit genommen, sich über 
die fast lückenlose ökologische Kreis-
laufwirtschaft - vom giftfrei produzier-
ten Korn bis zum unbelasteten Früh-
stücksei, das der Übernachtungsgast 
morgens verzehrt - vor Ort zu infor-
mieren.  
 
Die weitgehende Autarkie des Domä-
nenbetriebs, die für den Verkauf und 
die Gastronomie benötigten landwirt-
schaftlichen Vorprodukte werden über-
wiegend selbst erzeugt, sind weder 
Selbstzweck noch entstammt sie aus-
schließlich ökonomischem Kalkül. Die 
eigenständige Wirtschaftsweise ermög-
licht vielmehr - entsprechend dem Un-
ternehmenszweck, benachteiligten 
Jugendlichen Ausbildung und Qualifi-
kation für den 1. Arbeitsmarkt zu ver-
mitteln - eine Vielzahl unterschiedli-
cher Ausbildungsberufe und Tätig-
keitsfelder anzubieten. 
 
Im Jahresdurchschnitt 2007 waren bei 
der WJW 529 Auszubildende beschäf-
tigt. Diese verteilen sich auf insgesamt 
30 Berufsfelder, in denen sich die di-
versen Arbeitsbereiche des Domänen-
betriebs widerspiegeln. Dies beginnt 
mit den Landwirtschafts- und Garten-
bauberufen (Land- und Tierwirte, 
Gärtner und Floristen), findet seine 
Fortsetzung im Ernährungshandwerk 
(Bäcker und Konditoren, Metzger, 
Molkereifachleute und Hauswirtschaf-
ter), Gastronomieberufen (Köche, Re-
staurant- und Hotelfachleute) und im 
Einzelhandel (Verkäufer, Bäckerei- 
und Fleischereifachverkäufer, Einzel-
handelskaufleute). Hinzu kommen die 

klassischen Berufe aus dem Handwerk 
(Schreiner, Schlosser, Elektriker, Gas- 
und Wasserinstallateure, Maurer und 
Maler) sowie Elektroniker und Büro-
kaufleute. Mit der Ausbildung von 
Industriekaufleuten und Dekorateuren 
wurde 2007/08 erstmals begonnen. 

 
Mit über 500 Auszubildenden ist die 
WJW in wesentlichen Berufsfeldern 
einer der „großen“ oder sogar „der 
große“ Ausbildungsträger in Wiesba-
den. In sogenannten „modernen“ Beru-
fen wie Industriemechaniker (40,5% in 
2006) und Elektroniker (63,3%) stellt 
die WJW im IHK-Bezirk Wiesbaden 
fast die Hälfte der Auszubildenden. In 
der Gastronomie führt sie, z.B. mit 21 
Prozent aller Köche bzw. Köchinnen, 
das Ausbilderspektrum gemeinsam mit 
dem ersten Haus am Platze, dem Nas-
sauer Hof, an.  
 
Für die Qualität der Ausbildung spre-
chen die erfolgreichen Abschlüsse. Es 
ist erklärtes Ziel der Jugendwerkstatt, 
einer der qualifiziertesten Ausbil-
dungsbetriebe Wiesbadens zu sein. 
Zwischen 2003 und 2007 haben 79,3% 
der WJW-Auszubildenden ihre Ab-
schlussprüfungen bestanden. Trotz un-
günstiger Ausgangsbedingungen ist die 
Erfolgsquote bei der WJW nur unwe-
sentlich geringer als bei anderen Aus-
bildungsbetrieben.  
 
So hatten 2007 von den Ausbildungs-
bewerbern für die Jugendwerkstatt 
62,6% keinen Schulabschluss nach der 
Regelschulzeit. Zum Vergleich: Bei 
den übrigen IHK-Betrieben beträgt 
dieser Anteil lediglich 1,2 Prozent. 

Insgesamt gilt: 60 bis 65 Prozent der in 
der Domäne in die Arbeitswelt einge-
gliederten jungen Leute sind dauerhaft 
nicht mehr auf Unterstützung zum Le-
bensunterhalt angewiesen. 
 
Die erfolgreiche Ausbildungs- und 
Qualifizierungstätigkeit findet ihre 
Fortsetzung im wirtschaftlichen Erfolg. 
Finanzierungsfähigkeit und Steigerung 
der Finanzkraft durch die Erlöse aus 
Produktion, Verarbeitung und Verkauf 
abzusichern, war und ist wesentlicher 
Bestandteil der Konzeption der WJW 
GmbH. Diese Erlöse sind in den letz-
ten Jahren real und kontinuierlich ge-
wachsen.  
 
Damit einher ist der Anteil klassischer 
Beschäftigungsmaßnahmen an der 
Gesamtleistung kontinuierlich zurück-
gegangen. Dieser beläuft sich, nach 
einem Höchststand von bis zu 48 Pro-
zent, auf noch 9 Prozent. Am Ende des 
Geschäftsjahrs 2007 hat sich aus den 
Überschüssen ein Eigenkapital von 
9,712 Mio. Euro angesammelt. Die 
Eigenkapitalquote beträgt (für ein 
deutsches Unternehmen untypisch 
hoch) stolze 63,6 Prozent. Das Anlage-
vermögen ist zu 88 Prozent durch Ei-
genkapital abgedeckt. Die Neuinvesti-
tionen von 1,77 Mio. Euro lagen um 
über 1 Million über den Abschreibun-
gen und waren aus laufenden Einnah-
men und Abschreibungen finanziert. 
 
Es nimmt nicht wunder, dass sich viele 
Besucher zunächst gar nicht bewusst 
sind, dass die Domäne Mechthildshau-
sen einen sozialen Auftrag erfüllt. Die 
gepflegte Anlage mit dem einladenden 
Flair entspricht absolut nicht den Er-
wartungen, die viele Zeitgenossen mit 
einer Sozialeinrichtung verbinden. 
Diese will die Domäne Mechthildshau-
sen auch gerade nicht erfüllen.  
 
Um es mit den Worten von Geschäfts-
führer Jörg Bourgett und dem Auf-
sichtsratsvorsitzenden Detlev Bendel 
zu sagen: "Erlesenes Ambiente, ökolo-
gisches Bewusstsein und soziales Han-
deln sind hier kein Widerspruch." 
 

(Bernhard Lorenz) 
 

Mehr zur WJW: www.wjwgmbh.de 
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Der Bundestagswahlkampf hat für die 
JU Wiesbaden bereits begonnen. 
 
Wir alle sind es ja gewohnt, häufig 
Wahlkampf zu machen: wenn man 
Bundestagswahlen, Landtagswahlen, 
Kommunalwahlen, OB-Wahlen und 
Europawahlen zusammen betrachtet, 
haben wir unter normalen Umständen 
im Schnitt jedes Jahr eine politische 
Wahl.  
 
Aufgrund der unterschiedlichen Län-
gen der Legislaturperioden, sowie der 
„hessischen Verhältnisse“, die uns 
nach der Landtagswahl 2008 für ein 
Jahr heimsuchten, trifft es uns dieses 
Jahr aber besonders schwer: Landtags-
wahl im Januar, Europawahl im Juni 
und Bundestagswahl im September 
führen dazu, dass wir uns ein Jahr lang 
im Dauerwahlkampf befinden. 
 
Die JU Wiesbaden ist dabei ganz be-
sonders betroffen. Schließlich hat die 
Wiesbadener CDU bei zwei dieser drei 
Wahlen jeweils eine Direktkandidatin 
aus den Reihen der JU auserkoren! Die 
Erste, unsere Vorsitzende Astrid Wall-
mann, konnte im Januar erfolgreich 
den bei der Landtagswahl 2008 verlo-
ren gegangenen Wahlkreis 30 für die 
CDU zurückerobern. Da ist es natür-
lich ganz selbstverständlich, dass wir 
auch ungewöhnliche Ideen für den 
Bundestagswahlkampf aufgreifen, um 
unserer Bundestagsabgeordneten Kris-
tina Köhler beim Kampf um das Di-
rektmandat gegen die „rote Heidi“ 
beizustehen. 
 
Das erklärt auch, warum sich eine Ar-
beitsgruppe der Jungen Union bereits 

seit zwei Monaten im 2-Wochen-Takt 
zu vier- bis siebenstündigen Sitzungen 
an Wochenenden für ein Projekt für 
den Bundestagswahlkampf trifft, ob-
gleich zur Zeit noch der Europawahl-
kampf läuft. Gerne hat die JU die An-
regung aufgegriffen, man solle die 
Tatsache ausnutzen, dass „Die Linke“ 
bislang noch kein Grundsatzprogramm 
hat. So wurde die Idee geboren dieser 
„neuen Partei“ nun ein „Grundsatzpro-
gramm“ zu schreiben, das aufzeigt, 
wie absurd die Forderungen der 
„Linken“ sind. 
 
Und genau daran wird nun gearbeitet: 
Wir haben zunächst aus verschiedenen 
Quellen Aussagen von führenden Poli-
tikern der „Linken“ sowie Beschlüsse 
der Partei und ihrer Bundestagsfraktion 
gesammelt und ebenso dazu passende 
Fakten gesucht, die zum Beispiel die 
astronomischen finanziellen Auswir-
kungen diverser Forderungen aufzei-
gen. Mit diesen Daten sowie unserer 
„Übersetzung“ des für den Bürger 
schwer verständlichen Vokabulars der 
„Linken“, fassen wir nun viele ihrer 
Forderungen in einem ähnlich wie ein 
Grundsatzprogramm formulierten Do-
kument zusammen. Dieses wird dem 
Leser Stück für Stück klarmachen, 
welch katastrophale Auswirkungen 
eine politische Einflussnahme dieser 
Partei für unser Land und jeden einzel-
nen Menschen hat. 
 
Wenn es fertig ist, wird unser 
„Grundsatzprogramm“ unter der Über-
schrift „Die Linke: ein Grundsatzpro-
gramm?“ uns allen eine gute Hilfestel-
lung geben, wenn Politiker der 
„Linken“ wieder einmal mit ihren po-

pulistischen, aber oft wohlklingenden 
Forderungen auf Stimmenfang gehen. 
Denn man wird dort die passende Ant-
wort auf viele dieser nebulösen Aussa-
gen finden - und dies dann auch für 
Außenstehende offensichtlich formu-
liert. (Wer uns dabei helfen will, kann 
Anregungen gerne an Stefan Schmidt 
vom JU-Redaktionsteam mailen: 
Schmidt@JU-Wiesbaden.de.) 
 
Dieses kleine „Rezeptbuch“ gegen die 
unrealistische Programmatik der 
„Linken“ wird voraussichtlich vor Be-
ginn der heißen Wahlkampfphase (ab 
Mitte August) fertig gestellt sein. Das 
heißt aber nicht, dass wir unser Projekt 
erst dann bekannt machen wollen! Ei-
ne Gruppe der JU Wiesbaden wird 
zum Bundesparteitag der „Linken“ am 
20./21. Juni nach Berlin reisen. Dort 
werden wir einen Flyer, mit bereits 
feststehenden Kernaussagen, vor dem 
Veranstaltungsort verteilen. Zum Teil 
als „linke Ikonen“ wie Marx oder Che 
Guevara verkleidet. Parallel werden 
wir mit Hilfe von begleitenden Aktio-
nen auf uns aufmerksam machen. 
 
Bereits in der Woche davor werden wir 
unser Projekt veröffentlichen, um ein 
breites Medienpublikum anzusprechen. 
Denn wir wollen dazu beitragen, die 
gefährlich wohlklingenden Phrasen der 
„Linken“ vor möglichst vielen poten-
tiellen Wählern als das zu entlarven, 
was sie ist: gefährliche sozialistische 
Propaganda, die unser Land ruinieren 
könnten. 
 
Und das gilt nicht nur bis zur kommen-
den Bundestagswahl. Schließlich wird 
sich bei den Kernaussagen und Zielen 
der Partei in Zukunft vermutlich relativ 
wenig bewegen. So wird dieses 
„Grundsatzprogramm“ auch für die 
nächsten Jahre ein geeignetes Mittel 
sein, um die Unwählbarkeit dieser sich 
ständig häutenden Partei zu offenba-
ren.  
 (André Weck) ����������	
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Als Konrad Adenauer am 8. Mai 1949 
gegen Mitternacht an das Mikrofon 
tritt, sieht er abgekämpft aus, er-
schöpft, so als habe er seit Wochen das 
Schlafen vergessen. Er lächelt.  
 
Am Ende war nach Monaten des zähen 
Ringens die Erschöpfung der Erleich-
terung gewichen: „Für uns Deutsche 
ist es der erste frohe Tag seit 1933“, 
verkündet der spätere CDU-Bundes-
kanzler und Vorsitzende des parlamen-
tarischen Rates einer Nation, die durch 
Nazi-Terror, Krieg, Vertreibung und 
Hunger schwer gezeichnet ist, deren 
Glaube in die Zukunft wie die deutsche 
Nachkriegsrealität in Trümmern liegt. 
Es ist die Geburtsstunde der Bundesre-
publik Deutschland, deren Grundge-
setz durch die Unterschrift des parla-
mentarischen Rates am 23. Mai 1949 
in Kraft tritt. Es hatte sich soeben der 
beste Staat konstituiert, den wir Deut-
schen je hatten.  
 
Ein freier demokratischer Staat, der 
den Menschen  Grund- und Bürger-
rechte garantiert, der Freiheit und 
Selbstbestimmung verspricht und die 
Menschenwürde verteidigt. Freie Wah-
len als Garanten einer demokratischen 
Ordnung, in der jeder volljährige Bun-
desbürger unabhängig von Alter und 
Geschlecht, Einkommen und Gesin-
nungen zur Wahl berechtigt ist. Vor 60 
Jahren ebenso wie heute. Wie wertvoll 

die Errungenschaften von1949 im his-
torischen Kontext der Nachkriegszeit 
tatsächlich sind, verdeutlicht der Blick 
auf die östliche Hälfte des geteilten 
Deutschlands. Dort benutzte die kom-
munistische Parteidiktatur der SED 
Wahlen zum manipulierten  Selbstbe-
trug, für eine groteske Wahlinszenie-
rung und damit zur Beleidigung ihrer 
Bürger. Eine Ideologie, eine Partei und 
letztlich keine Wahl. Stasi und Stachel-
draht zum Machterhalt.  
 
Dass wir 2009 nicht nur 60 Jahre Bun-
desrepublik, sondern kurioserweise 
zeitgleich auch den 20. Geburtstag des 
Mauerfalls feiern dürfen, wirkt in die-
sem Zusammenhang wie ein Augen-
zwinkern der Geschichte.  
 
Der Fall der Mauer war der Schluss-
punkt auf einem langen Weg deutsch-
deutscher Politik, der im Triumph der 
Rechtsstaatlichkeit über die Unterdrü-
ckung endete. Auch ein Sieg des 
Grundgesetzes und seiner Idee 40 Jah-
re nach dessen Inkrafttreten.  
 
Wenn wir uns in diesem Jahr den ge-
genwärtigen Herausforderungen der 
Krise stellen, hilft es vielleicht sich 
dieser geschichtsträchtigen Jubiläen zu 
erinnern, ihrer historischen Bedeutung, 
neben der auch andere Probleme lösbar 
erscheinen. Vor allem in Zeiten der 
Wahl. Wahlen sind ein Bekenntnis zur 

Demokratie. Eine Zeit der Mitbestim-
mung und der Kritik, aufrichtig, kon-
struktiv und manchmal auch emotio-
nal. Sie sind das Blut in den Adern auf 
einem Gesicht, das sonst erschreckend 
blass und leblos wäre.  
 
Eine Gelegenheit um sich zu erklären, 
zu diskutieren und bisweilen zu strei-
ten. Doch zweifeln sollten wir nicht. 
„Demokratie ist bekanntlich das beste 
politische System, weil man es unge-
straft beschimpfen kann“, urteilte der 
israelische Schriftsteller Ephraim Ki-
shon und hatte damit Recht. 
 
Das Wahljahr 2009 bedeutet zweifellos 
eine politische Richtungsentscheidung, 
aber eben noch mehr: Es ist ein Fest 
der Demokratie und eine Würdigung 
all derer, die dafür gestritten haben. 
 
Erinnern wir uns der Geschichte. Erin-
nern wir uns eines Altkanzlers, der 
deshalb gelächelt hatte. 
 
Ihre Kristina Köhler 

���������	��
	�����
���	����	��������	��������	���� �	���������	�����	��������
���
�	�	� ������!�"	�	�	�#	$	�%�"	������&��
'	�%���	��
 	�������'�&��(�'	��	�%�)	���
&������*�+
	��	!�,,,�'�	��	���
���	���	����	�

���������	
��
���������
�����������

��������

��
��������
�����
�
���-������./0/��	��$����	�	�� �	��������
�	��������	� ���� ���� 12� �	�	�� .3� &����
�	�� ���� ��
���	�	� � ���	� '��'� #	���
4	����	���$�	����	�	�������������������
$	�	��������� 5�	� 6������	� �	�� ,	���	
��
���	��6
��	�� �� ���� �
�����	� �	��$�7���
���	��6����������	��	��	���
��	��'(�	���	�
��
�
��� '���	��� �� �����	�� �	�� ��
���
�	�	� � 
�����.3������	�'�������	�8
�����
�
����	��#	���
���	��
������	������
��
��
�	��	
�	�� ���32�� ���� ./0/� ,���� ����
��
���	�	� ��	�����	��  



9 

60 Jahre Grundgesetz: Bitte keine 
andere Verfassung! 
 
Am 12. Mai 2009 fand im Hessischen 
Landtag ein Festakt anlässlich des 
60jährigen Bestehens des Bonner 
Grundgesetzes statt.  
 
Der Festredner, Prof. Dr. Winfried 
Hassemer, würdigte das Grundgesetz. 
Gerade als Jüngere habe ich mir Ge-
danken, die ich im Folgenden wieder-
geben möchte, über die Bedeutung 
unserer Verfassung gemacht: 
 
Am 23. Mai 1949, vor 60 Jahren also, 
ist das Grundgesetz in Kraft getreten - 
diese lange Zeitspanne seines Beste-
hens macht es fast unumgänglich, mit 
Achtung und Respekt dieses geradezu 
epochalen Gesetzeswerkes zu geden-
ken. Denn: keine Verfassung hat so 
lange Bestand gehabt wie die beste-
hende. Ein Weiteres: keine Verfassung 
hat so viel Zustimmung erfahren, wie 
das Grundgesetz. Wir wissen, dass die 
ganz überwiegende Mehrheit der Deut-
schen „Ja“ zum Grundgesetz sagt und 
dieses als „ihre“ Verfassung betrachtet. 
 
Elemente der Paulskirchenverfassung 
im Grundgesetz verwirklicht 
 
Wesentliche Elemente der Paulskir-
chenverfassung von 1848/49 haben im 
Grundgesetz ihre Verwirklichung ge-
funden: „Die Würde des Menschen ist 
unantastbar“ und „Rechtsschutz des 
Menschen in seiner Individualität“ sind 
entscheidend wichtige Markenzeichen 
unserer Verfassung. Dass dies nicht 
nur bei Programmsätzen bleibt, ist 
durch die in der deutschen Verfas-
sungsgeschichte bis 1949 unbekannte 
Einrichtung des Bundesverfassungsge-
richts sichergestellt.  
 
Damit verfügt unser Gemeinwesen 
über ein Instrument, dass die Bundes-
republik vor links- und rechtsextremen 
Feinden, die die parlamentarische De-
mokratie abschaffen wollen, schützt. In 
verschiedenen Entscheidungen hat das 
Bundesverfassungsgericht „gehandelt“ 

und die demokratische Architektur der 
Bundesrepublik „hochgehalten“. 
 
DDR bewegte sich zuletzt in Richtung 
Grundgesetz 
 
Es ist interessant, dass (wenigstens) am 
Ende des Bestehens der DDR die 
Volkskammer sich in Richtung Grund-
gesetz bewegt hat: Am 1.12.1989 be-
schloss sie eine Änderung der DDR-
Verfassung, indem sie den politischen 
Alleinvertretungsanspruch der SED 
aufhob und das Institut des Eigentums 
in ihre Verfassung hineinschrieb und 
sich damit von den identifikationsprä-
genden Kriterien des Kommunis-
mus/Sozialismus verabschiedete.  
 
Nicht nur das: die DDR-Volkskammer 
beschloss für das Jahr 1990 die Durch-
führung demokratischer (allgemein, 
gleich, frei, geheim, unmittelbar) Wah-
len. Bis zu diesem Zeitpunkt gab es für 
die Wiederherstellung der deutschen 
Einheit zwei Alternativen: entweder 
über einen Beitritt gemäß Art. 23 S. 2 
GG a.F. oder durch eine Volksabstim-
mung nach Erarbeitung und Inkrafttre-
ten einer neuen Verfassung für ganz 
Deutschland gemäß Art. 146 GG a.F.. 
 
Die Durchführung der Wahlen am 18. 
März 1990 ergab, dass mehr als drei 
Viertel des neuen und demokratischen 
Parlaments einen Beitritt der DDR zur 
Bundesrepublik Deutschland gemäß 
Art. 23 Abs. 2 a.F. GG beschlossen. 
Einen größeren Zustimmungsgrad für 
einen Zusammenschluss von der Bun-
desrepublik und DDR konnte man 
nicht erbringen und war auch gar nicht 
zu erwarten.  
 
Mit diesem Votum war zugleich auch 
die Anerkennung und Übernahme des 
Grundgesetzes für das bis dahin selb-
ständige Territorium der DDR erfolgt. 
Es hat, was Wunder, seitdem auch 
keine wirklich ernst zu nehmenden 
Schritte für die Schaffung einer neuen 
Verfassung in Deutschland gegeben.  
 
Warum auch? Verfassungsrechtlich 

war alles in Ordnung, die eindeutige 
Zustimmung durch die Bevölkerung 
der ehemaligen DDR ist ebenfalls 
nicht in Zweifel zu ziehen. 
 
Vor diesem Hintergrund ist es erstaun-
lich und bemerkenswert, dass der Vor-
sitzende der SPD Deutschlands, Franz 
Müntefering, die Öffentlichkeit mit 
seinen Ausführungen überraschte, den 
Menschen der damaligen DDR sei das 
Grundgesetz „übergestülpt“ worden. 
Was soll das?  
 
Die Geltung des Grundgesetzes für das 
wiedervereinigte Deutschland ist völlig 
legal und ohne Tricks und Hinterhalt 
erfolgt und das stärkt das Zusammen-
wachsen und das Zusammengehörig-
keitsgefühl der einstmals in zwei Tei-
len voneinander getrennt lebenden 
Deutschen.  
 
Deshalb kann man nur mit größter 
Verwunderung das „Gerede“ des Vor-
sitzenden der SPD Deutschlands zur 
Kenntnis nehmen. Es wird wohl so 
sein, dass Herr Müntefering sich von 
seiner „Grundgesetz-Attacke“ einen 
Bonus bei den früheren DDR-Bürgern 
erhofft und damit auch rechnet.  
 
Münteferings Äußerung zum Grund-
gesetz ist klein karierte Parteitaktik 
 
Wie auch immer: „Spielchen“ mit der 
Verfassung sind „Spiele mit dem Feu-
er“ - es schadet dem Ansehen der Ver-
fassung, einem hohen Gut in unserem 
Gemeinschaftsleben. Der Vorsitzende 
der SPD Deutschland sollte das Grund-
gesetz „hochhalten“ und es nicht zum 
Spielball kleinkarierter Parteitaktik 
machen.  
 
Die Ermahnung erscheint umso drin-
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gender, als er schon einmal, nach der 
Wahlniederlage seiner Partei in Nord-
rhein-Westfalen am 22. Mai 2005, das 
Grundgesetz „strapazierte“, den Bun-
destag zu seiner eigenen Auflösung 
„überlistet“ hat und nur wegen des 
vom Bundesverfassungsgericht zu 
Recht angewendeten „judical self-
restraint“ (richterliche Selbstbeschrän-
kung) mit seiner Masche durchgekom-
men und insoweit als Vater der von 
niemanden geliebten großen Koalition 

geworden ist. Dieses Ergebnis, das er 
selbst wollte, wird ihn darüber hinweg-
kommen lassen, dass nahezu alle Ver-
fassungsrechtler sein damaliges Vorge-
hen als nicht von der Verfassung ge-
deckt und als „Polit-Coup“ gebrand-
markt haben. 
 
Was auch immer passiert ist: wir dür-
fen glücklich sein über unser großarti-
ges Grundgesetz, können und müssen 
feststellen, dass es sich bewährt hat 

und müssen zugleich wachsam sein, 
dass es nicht für taktische Manöver 
genutzt wird - so etwas hat, wie wir 
aus vielen Beispielen in der Vergan-
genheit wissen, den Deutschen noch 
nie gut getan. 
 
Ihre Astrid Wallmann 
 
Mehr zur Arbeit der Landtagsabge-
ordneten Astrid Wallmann finden Sie 
unter www.astrid-wallmann.de 

 … die du nicht selbst gefälscht hast!“  
 
So heißt das Sprichwort und man mag 
über den Sinn und Unsinn statistischer 
Vergleiche streiten. Dennoch ist es 
eine natürliche Reaktion bei auftreten-
den Problemen zu fragen, wie es ande-
re machen, wie es andernorts aussieht.  
 
Das kürzlich vom Institut für Neue 
Soziale Marktwirtschaft (ISNM) veröf-
fentlichte Regionalranking 2009 ist ein 
solcher Streitfall. Zugleich lohnt ein 
Blick hinein und auch darüber hinaus. 
Denn mit ein paar Klicks lassen sich 
im Internet ohne viel Fachwissen inte-
ressante Informationen für regionale 
Vergleiche finden. 
 
Das angesprochene Regionalranking 
ist direkt über die Homepage des Insti-
tutes unter www.isnm.de abrufbar. Die 
insgesamt 409 Landkreise und kreis-
freien Städte wurden anhand von 21 
Indikatoren untersucht. Gegliedert und 
gewichtet nach Wohlstand, Arbeits-
markt, Struktur und Standort ergab 
sich eine Rangfolge, die ein relativ 
eindeutiges Bild zeichnet. Die Bal-
lungsräume rund um München, Stutt-
gart und Frankfurt am Main sind die 
Gewinner, ganz hinten stehen die nord-
ostdeutschen Landkreise Uecker-
Randow, Demmin und die Uckermark.  
 
Dass Wiesbaden mit Rang 122 im vor-
deren Mittelfeld platziert ist, mag auch 
noch niemanden verwundern, schließ-
lich ist der gesamt Rhein-Main-Raum 
wirtschaftlich vergleichsweise stark. 
Die Landeshauptstadt punktet vor al-
lem mit einer starken Steuerkraft je 

Einwohner, sowie einer hohen Produk-
tivität. So erwirtschaftet jeder erwerbs-
tätige Wiesbadener im Schnitt 77.337 
Euro, gleichbedeutend mit Rang 14 in 
Deutschland.  
 
Die Steuerkraft von 1.519 Euro je Ein-
wohner bedeutet sogar Rang elf im 
Bundesvergleich. Damit nimmt die 
Gemeinde rund doppelt soviel an 
Grund-, Gewerbe-, Einkommen- und 
Umsatzsteuer ein, wie eine durch-
schnittliche Kommune in Deutschland. 
Dafür sind im Umkehrschluss auch die 
Arbeitskosten entsprechend hoch. Mit 
40.182 Euro je Arbeitnehmer Brutto-
lohn inkl. Sozialversicherung liegt 
Wiesbaden damit auf Rang 23 von 26 
hessischen Kommunen, deutschland-
weit auf Platz 393. 
 
Ein weiteres Problem der Stadt sind 
laut INSM-Studie der hohe Anteil an 
verschuldeten Privathaushalten. Knapp 
15 Prozent der über 18-jährigen seien 
verschuldet. Bei einem Bundesschnitt 
von 9,6 Prozent bedeutet dies einen 
abgeschlagenen 389. Platz, in Hessen 
Rang 24. 
 
Der letzte Negativpunkt Wiesbadens, 
nämlich die Verschuldung des städti-
schen Haushaltes, ist jener erwähnte 
Streitpunkt. Oberbürgermeister Helmut 
Müller kommentierte dies mit: „Hier 
werden Äpfel mit Birnen verglichen.“ 
Wiesbaden landet in dieser Wertung 
auf Platz 350, nur unweit der rhein-
land-pfälzischen Landeshauptstadt 
Mainz auf Rang 371.  
 
Der Studie zufolge hat Wiesbaden eine 

Pro-Kopf-Verschuldung von 2.148 
Euro, Mainz liegt bei 2.421 Euro. Der 
Schein einer ähnlich hohen Verschul-
dung trügt jedoch gewaltig. Zwar sind 
in beiden Städten die Verbindlichkei-
ten der Eigenbetriebe mit erfasst, was 
für OB Müller nicht so recht ins Sche-
ma passt.  
 
Völlig vernachlässigt werden jedoch 
die so genannten Kassenkredite. Diese 
sind eigentlich dazu gedacht, Zah-
lungsengpässe der Gemeinde aufgrund 
von unregelmäßig fließenden Steuer-
einnahmen auszugleichen. Sie sollen 
also in einem Monat ohne Steuerzu-
flüsse aufgenommen und in den Mona-
ten mit Zuflüssen zurückgezahlt wer-
den. In Rheinland-Pfalz ist man aller-
dings dazu übergegangen, das gesamte 
Defizit eines Haushaltsjahres aus sol-
chen Krediten zu finanzieren. In die-
sem Posten haben sich in Mainz inzwi-
schen etwa 549 Mio. Euro angesam-
melt. Rechnet man diese Kredite dazu, 
liegt Mainz bei 5.228 Euro Verschul-
dung je Einwohner, Wiesbaden fast 
unverändert bei 2.595 Euro.  
 
Gerade in dieser halben Milliarde Euro 
liegen die „politischen Sünden“ der 
Vergangenheit und die finanziellen 
Lasten der nächsten Generation. Ver-
ständlich, dass Oberbürgermeister Dr. 
Müller das vom Institut angewandte 
Schema als „komisch“ beschreibt, 
wenn auf einer Rheinseite die Hälfte 
der Verschuldung vernachlässigt wird. 
 
Dass es auch anders geht, zeigt die 
Bertelsmann Stiftung mit ihrer Seite 
www.wegweiser-kommune.de. Hat 
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man sich erst einmal zum Themenbe-
reich kommunale Finanzen durchge-
klickt, kann man recht unkompliziert 
die nackten Zahlen mehrerer deutscher 
Städte miteinander vergleichen.  
 
Hier lässt sich für das Jahr 2007 able-
sen, dass Wiesbaden eben keine Kas-
senkredite hatte, Mainz jedoch 2.782 
Euro je Einwohner. Die Stadt Hagen in 
Nordrhein-Westfalen hatte gar über 
3.000 Euro pro Kopf an unausgegli-
chenen Defiziten aus Vorjahren ange-
häuft.  
 
Im INSM-Ranking befindet sich Ha-

gen unter den besten 100 Städten in 
ganz Deutschland, was die kommunale 
Verschuldung angeht. Durch diese 
verzerrte Darstellung ist anzunehmen, 
dass Wiesbaden realistischer gesehen 
wohl auch in dieser Statistik eher einen 
Platz im vorderen Mittelfeld einneh-
men würde, statt des ausgewiesenen 
Platz 350.  
 
Da mag es dann auch verkraftbar sein, 
dass die Stadt etwa 28 Prozent mehr 
pro Einwohner für das städtische Per-
sonal aufwendet, als beispielsweise 
Mainz. Bei den Sachinvestitionen 
weist Wiesbaden sogar einen mehr als 

doppelt so hohen Wert auf wie die 
Nachbarstadt. Als wahre Fundgrube 
erweist sich die Seite aber vor allem 
deswegen, weil sie nicht allein auf 
finanzielle Aspekte beschränkt bleibt. 
Es lassen sich ebenso leicht Daten von 
Wirtschaft und Arbeit, der sozialen 
Lage, der Integration oder des Woh-
nens vergleichen. So war 2007 der 
Anteil der Ein- und Zweifamilienhäu-
ser in Wiesbaden um fünf Prozent ge-
ringer als in Mainz.  
 
Statistik-Herz, was willst du mehr? 
 

(Stefan Winkel) 
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Das nächste Treffen des AK Kirchen findet am Mittwoch, dem 10. Juni 2009, 
um 18.00 Uhr, in der Frankfurter Straße 18, statt. Hierzu sind alle Mitglieder des 
Arbeitskreises sowie alle Interessierten sehr herzlich eingeladen.  
 
Bei dem Treffen am 10. Juni 2009, zu dem diesmal kein externer Referent einge-
laden ist, soll eine Zwischenbilanz über die bisherigen Veranstaltungen gezogen 
und die weitere Veranstaltungsplanung des Arbeitskreises vereinbart werden.  
 
Zuletzt hatte der Arbeitskreis den Landtagsabgeordneten Tobias J. Utter zu 
Gast, der über Aufgaben und Ziele des Arbeitskreises Kirchen der CDU-
Landtagsfraktion berichtete.  
 
Aufgrund der erheblich zurück gegangenen Teilnehmerzahl soll im nächsten 
Treffen nicht nur über die weiteren Inhalte gesprochen werden, sondern es wer-
den auch Veranstaltungsort und insbesondere -zeit zur Diskussion gestellt. Anre-
gungen und Kritik sind ausdrücklich erwünscht.  
 
An der Mitarbeit im Arbeitskreis Kirchen Interessierte, die nicht an der Veran-
staltung teilnehmen können, werden gebeten, ihr Interesse bei Frau Kopfhammer 
(Tel. 0611/306001) anzumelden.  (Dr. Oliver Franz) 

	���
���
����������

+"�'"�'$
 3������
@�&����!
���8���.




	�������
����������

�'�'"�'$
 ���&-,����
������!
;�����&
�

��&�.4�&��&


�+�'"�'$
 ���
5�����
�������!
�&�������&

+(�'"�'$
 ��&������
���������!
��&�����
�


3��&���7��




	�������
����������

'(�'"�'$
 �����&���
���8!
<��������

+��'"�'$
 5�����
��&�������!
5����-

����

+(�'"�'$
 ��������
��7���!
<���������.

('�'"�'$
 9������
������!
;����������




	�������
����������

'*�'"�'$
 ����-9�
�����������!
<��������

�'�'"�'$
 ����&�
������!
����������

���'"�'$
 �������
<��������!
������-

�����

�(�'"�'$
 A����
%������!
�����������

+*�'"�'$
 5����
5�&��!
3.7������




	�������
����������

'+�'"�'$
 ��&�����
������!
;�����&
�

��&�.4�&��&


�'�'"�'$
 ����
B7��&��!
���8���.

�*�'"�'$
 �&���-������
�����&!
<�������




	�������
����������

�(�'"�'$
 6��&����
��C!
;�����&
�
��&�-
.4�&��&


++�'"�'$
 6����
����.����!
��&�����C�
�

3��&���7��


���������	�
��

���
����

���
	����������
���������
 ������ ����
����


 
�

���������	�
��
�
��������

�
��������������	�
����
���
������������
�����������	 ��������������
����	������
	���	�����	����������������	������
�
�� 
	�� �	��
���
�����
���������������
����!��
�
"����������#��������� �����$������	���
�������%&�'' �(�)%�&%�%'�

��*
����
������*����������
	���+��
�
����,	��
����������	���	���	
�$���%-!%%�����'.!)%�/ ���$���*
�	�!�


